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Debatte um Kita-Gesetz entbrannt

Träger lehnen Entwurf ab / PDS verteidigt Ansatz / Kommunen fürchten Kosten

Schwerin Um den Entwurf des neuen Kita-Gesetzes aus dem Sozialministerium ist eine heftige Diskussion entbrannt. Kindergartenbetreiber befürchten eine Verschlimmerung der derzeitigen Situation für das Personal und die Finanzen. Sozialministerin Marianne Linke (PDS) verteidigt jedoch ihr Vorhaben, meint aber, eine Diskussion sei derzeit verfrüht. 

Ob ministerielle Diskutier-Erlaubnis oder nicht, in unserer Redaktion standen gestern die Telefone kaum still. Das Vorhaben von Marianne Linke, 

die Elternbeiträge freizugeben, 

die Verantwortung in die Kreise zu delegieren, 

das kostenfreie Vorschuljahr einzuführen und 

die Qualitätsstandards zu erhöhen, 

traf auf Für und Wider. 

Viele der Anrufer bedauerten, dass das Sozialministerium aus dem Referentenentwurf ein Geheimnis mache und die Betroffenen ihn nicht zur Beurteilung vorliegen hätten. Das werden wir als Zeitung ändern. Wir eröffneten gestern ein Diskussionsforum im Internet und werden in den nächsten Tagen den Gesetzentwurf auf unseren Internetseiten veröffentlichen. Die ersten Meinungen trafen jedoch schon telefonisch ein. 

Verschlechterung 

Fred Mente
Vorstand Diakonisches Werk 

1. Die personelle Ausstattung von Kindertagesstätten wird deutlich verschlechtert. Zwar wird die personelle Besetzung für Kinder im Alter von vier bis sechs Jahren durch einen Betreuungsschlüssel von einer Erzieherin auf 15 Kinder verbessert. Dem gegenüber steht jedoch eine drastische Verringerung der personellen Besetzung für Kinder im dritten Lebensjahr von bislang einer Erzieherin auf sechs Kinder zu einer Erzieherin auf 15 Kinder. 

2. Die Finanzierung der Kindertagesstätten wird völlig unzureichend geregelt. Es wird keinerlei Festlegung getroffen, die die Finanzierung der Einrichtungen auf eine verlässliche Basis stellt. Die Situation wird sich sogar verschlimmern, wenn vor Ort, also nach Maßgabe der jeweiligen örtlichen Haushalte, die Finanzierung frei ausgehandelt wird. 

3. Der Verwaltungsaufwand wird in Folge der getroffenen Regelungen drastisch steigen. Damit steigen auch die Kosten in den Kindertagesstätten. Die Ermittlung der Elternbeiträge ist dann an Unübersichtlichkeit nicht mehr zu überbieten. Im Ergebnis wird jede Einrichtung einen anderen Standard, andere Kosten, andere Elternbeiträge haben. Damit verfehlt der vorliegende Entwurf in grundlegender Weise die aller Orten formulierten Zielsetzungen, die Bildung von Kindern zu fördern und den Verwaltungsaufwand zu minimieren. 

Gedeckte Freude 

Hubert Meyer
Geschäftsführer Landkreistag 

Die Landkreise sollen künftig den Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz garantieren. Das weckt bei uns gedeckte Freude. Das wird Geld kosten, das wir vom Land zurückhaben wollen. Zudem werden wir für jede der 1100 Kita extra Verträge abschließen müssen. Ein riesiger Verwaltungsaufwand. Auch vom kostenfreien Vorschuljahr sind wir nicht begeistert. 

Es geht ums Kinderwohl 

Torsten Koplin
PDS-Landtagsfraktion 

Seit Jahren wird um die Kindertagesförderung gestritten. Dem begegnet das Sozialministerium mit der Novellierung des Kita-Gesetzes. Dabei geht es vor allem um Qualität der Bildung und Erziehung, einschließlich einer chancengleichen Schulvorbereitung. Ein erster Schritt ist das freiwillige, für die Eltern kostenfreie Vorschuljahr in den Kitas nach einem verbindlichen Rahmenplan. 

Die Beteiligung des Landes an den Kosten soll auf Festbeträge für die Kinder von null bis zehn Jahren umgestellt werden. Elternbeiträge sind nicht mehr einheitlich, sondern orientieren sich an tatsächlichen Kosten. Die Kostenverteilung wird konkreter und nachvollziehbar in Eigenverantwortung des örtlichen Jugendhilfe-Trägers geregelt. Wenn Land und Kommunen weiterhin zu ihrer finanziellen Verantwortung stehen, ist eine "Kostenlawine" für die Eltern keineswegs zu erwarten. Die am Runden Tisch Kita erarbeiteten Vorstellungen sind in die Gesetzesnovelle eingeflossen. 

Hinterm Mond 

Christian Berner
Landesverband der GEW 

Die Novellierung des Kita-Gesetzes muss eine Verbesserung in der Bildungsarbeit in der Kindertagesstätte bringen. Den Erzieherinnen müssen mit dem neuen Gesetz Rahmenbedingungen gegeben werden, die sie in die Lage versetzen, Bildung und Erziehung von Anfang an in den Einrichtungen gestalten zu können. Natürlich ist die Finanzierung der Nabel aller Entscheidungen zu diesem Gesetz. Wer glaubt, mit den jetzigen Mitteln neue Qualität an Bildung in den Kindertagesstätten erreichen zu wollen, lebt hinter dem Mond. 

Freie Wahl gut für Eltern 

Ramona Brockmann
DRK-Landesverband 

Grundsätzlich lehnen wir das Vorschuljahr ab, weil Bildung bei null Jahren anfängt und es deshalb sinnvoller gewesen wäre, das Geld breiter zu verteilen. Wir werden dennoch versuchen, das Vorschuljahr für die Kinder spielerisch auszugestalten. Die in der Novellierung vorgesehene freie Kita-Wahl ist allerdings zu begrüßen. Viele Eltern pendeln zur Arbeit und schaffen es kaum, ihre Kinder während der Betreuungszeiten vor Ort zur Kita hinzubringen oder wieder abzuholen. 

Mangelnde Information 

Anke Hafemann
AWO-Landesverband 

Es ist fraglich, ob die Novellierung zu besseren Bedingungen führt. Qualität kostet Geld. Wenn aber keiner reinzahlt, kann sich auch nichts verbessern. Positiv ist zu bewerten, dass Zielvorgaben für die Kita-Betreuung geschaffen werden sollen. Dazu benötigt man aber keine extra Vorschule. Vielmehr sollte bei der Bildung die gesamte Zeit von klein auf berücksichtigt werden. Bedauerlich finde ich, dass dem Landesjugendhilfeausschuss in dieser Woche noch immer kein autorisierter Gesetzes-Entwurf vorlag. 
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